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1) Schule, Schulprojekte, Ausstattung der Schule, Schulhof, Sportplatz, Turnhalle

FRAGE 1: WIE STEHEN SIE ZU EINEM KOSTENFREIEN W-LAN-ZUGANG FÜR SCHÜLER_INNEN IN DER SCHULE?

Wir stehen einer solchen Idee sehr aufgeschlossen gegenüber – die Vermittlung praktisch-all­
täglicher Medienkompetenz ist für uns ein wichtiger Bestandteil schulischen Lernens. Dafür ist 
eine zeitgemäße Ausstattung notwendig. Aus genau diesem Grund hat sich die grüne Stadtrats­
fraktion in der vergangenen Wahlperiode wiederholt und intensiv für eine Verbesserung der 
Breitbandversorgung (nicht nur) der städtischen Schulen eingesetzt und vor Kurzem einen um­
fassenden Bürgerbeteiligungsprozess zur Vorlage eines Konzepts für die zukünftige IT-Ausstat­
tung der halleschen Schulen erfolgreich beantragt. Nur ca. 30 % aller städtischen Schulen ver­
fügen derzeit überhaupt über eine entsprechenden Breitbandanschluss. Am Ende von dessen 
Entwicklung sollte nach unserer Vorstellung nicht nur ein tragfähiges Umsetzungskonzept für 
die zukünftige Technikausstattung der halleschen Schulen inklusive flächendeckendem WLAN 
stehen, sondern auch ein ausgewogenes pädagogisches Konzept zu deren Nutzung.

FRAGE 2: WAS WERDEN SIE DAFÜR TUN, DAMIT ALLE HALLESCHEN SCHULEN ÜBER EINE SPORTHALLE AM 
SCHULGEBÄUDE VERFÜGEN, WELCHE AUCH BENUTZBAR SIND?

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben a) schon zur letzten Kommunalwahl eingefordert, b) diesen 
Grundsatz während der vergangenen Wahlperiode vehement vertreten und c) auch für diese 
Wahl wieder zu einer zentralen Kernforderung unseres Programms gemacht, dass eine ange­
messene  Ausstattung  der  städtischen  Schulen  für  guten  Unterricht  zentrale  (finanzielle) 
Schwerpunktsetzung der städtischen Politik sein solle. Dazu gehören für uns selbstverständlich 
auch die Räumlichkeiten für den Schulsport (ganz zu schweigen von deren möglicher Weiter­
nutzung für den Breitensport).  Turnhallen,  die  sich direkt  am Schulgebäude befinden,  sind 
wünschenswert, da sie kurze Wege für die Schülerinnen und Schüler, aber auch für das Lehrper­
sonal bedeuten. Allerdings kann dies derzeit nicht an allen Schulstandorten angeboten werden 
z.T. fehlen dafür auch schlichtweg die räumlichen Voraussetzungen, so beispielsweise im Be­
reich von Schulen in der südlichen Innenstadt. Für diese Fälle ist darauf zu achten, dass die An­
fahrtswege kurz und überschaubar bleiben.

Entsprechend wird es notwendig sein, die städtischen Bestrebungen für die Einwerbung von 
Fördermitteln des STARK III-Sanierungsprogramms zu intensiveren und in der politischen Dis­
kussion für die entsprechende Schwerpunktsetzung zu streiten. Dass ein solcher Prioritäten­
wechsel gelingen kann, zeigt das begonnene Brandschutz-Sanierungsprogramm. Auch werden 
sich durch die neue Ballsporthalle in Halle-Neustadt z.B. die Bedingungen für den Schulsport  
der Berufsschülerinnen und Berufsschüler  erheblich verbessern. Gleichwohl stehen wir in un­
serer Stadt angesichts der vielen Schulen und fehlender bzw. unsanierter Turnhallen vor einer  
großen Herausforderung – die notwendige Sanierung wird aufwendig und Zeit brauchen.
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2) Kinder- und Jugendarbeit, Jugendclubs, Vereine & Ehrenamt

FRAGE 1: WAS GEDENKEN SIE ZU TUN, UM DER LANGEWEILE JUGENDLICHER VORZUBEUGEN? WELCHE 
MÖGLICHKEITEN DER FREIZEITGESTALTUNG FÜR KINDER UND JUGENDLICHE WERDEN SIE UNTERSTÜTZEN?

Politik sollte sich nicht überschätzen und auch nicht der Versuchung erliegen, wirklich jeden 
Lebensbereich regulieren zu wollen. Gleichwohl müssen verantwortungsbewusste Politikerin­
nen und Politiker sensibel auf die soziale Realität in einer Stadt wie Halle, mit einem leider viel  
zu großen Anteil von Kindern und Jugendlichen in sozial benachteiligten Familienverhältnis­
sen, reagieren und angemessene Unterstützungsangebote schaffen. Längst nicht jede Familie 
kann sich (oft teure) private Freizeitangebote oder Unterhaltungstechnik leisten – hier muss 
die Gemeinschaft in die Bresche springen. Wichtig ist es, Angebote für interessierte Kinder und 
Jugendliche in der Stadt bereit zu halten, die ihnen eine (sinnvolle) abwechslungsreiche Frei­
zeitgestaltung entsprechend ihrer individuellen Präferenzen ermöglicht. Dies beginnt mit so 
grundlegenden Forderungen wie ausreichenden, guten und gepflegten Spielplätzen, Skateran­
lagen  und Ballsportplätzen im Stadtgebiet. Ein Ziel, welches leider noch längst nicht erreicht 
ist.  Die  grüne  Stadtratsfraktion  hatte  dazu  wiederholt  entsprechende  Anträge  während  der 
Haushaltsberatungen gestellt, um dafür die Mittel zu erhöhen.

Weitere  notwendige  Schritte  müssen  gut  ausgestattete  Schulen sowie  ausreichende Jugend­
clubs und Jugendfreizeiteinrichtungen sein. Kommunale Politik wird dieses Problemfeld aber 
auf absehbare Zeit nicht komplett lösen können. An zu vielen Ecken und Enden fehlt Geld. Ein  
anderer Denkansatz,  aber mit  noch langfristigerer Umsetzungsperspektive:  BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN fordern seit langem aus pädagogischen und sozialen Erwägungen eine grundsätzliche 
Veränderung in der zeitlichen Ausgestaltung des Schulunterrichts – hin zu gut ausgestatteten 
Ganztagsschulen, in denen auch über den Unterricht hinaus Angebote zur Freizeitgestaltung 
wie AGs und ähnliches gut vorstellbar sind.

FRAGE 2: WERDEN SIE JUGENDCLUBS FÜR JUGENDLICHE UNTERSTÜTZEN UND FÖRDERN, DIE ALS 
„AUFFANGSTATIONEN“ DIENEN KÖNNEN UND DEN JUGENDLICHEN EINEN GESCHÜTZTEN RÜCKZUGSORT 
BIETEN?

Zur Einschätzung der Wirksamkeit dieser Einrichtungen gibt es in unserer Partei unterschiedli­
che Auffassungen, bisher will aber die große Mehrheit unserer Mitglieder an Jugendclubs als 
Orten  von  nichtkommerzieller  und selbstbestimmter  Freizeitgestaltung  festhalten.  Entspre­
chend haben wir dies als programmatisches Ziel in unserem Programm festgehalten und daher  
wird sich auch die nächste grüne Fraktion für den Erhalt und dort, wo nötig oder möglich, für  
die Angebotsausweitung einsetzen.
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FRAGE 3: WAS KÖNNEN SIE ALS KOMMUNALPOLITIKER_IN TUN, UM JUGENDLICHEN EINE BESSER AUF IHRE 
INTERESSEN UND FÄHIGKEITEN ZUGESCHNITTENE BERUFSAUSBILDUNG GEWÄHRLEISTEN ZU KÖNNEN?

Direkt kommunalpolitische Einflussmöglichkeiten gibt es bei diesem Thema leider nur sehr we­
nige.  Die Kommunalpolitiker entscheiden beispielsweise im Rahmen der Förderung von Ange­
boten der Jugendhilfe jährlich über die (Weiter-)Finanzierung von Projekten zur Berufswahl­
entscheidung.

FRAGE: 4 WAS WERDEN SIE FÜR DEN ERHALT UND DIE FÖRDERUNG VON SPORT-, MUSIK- UND KULTURVEREINEN 
TUN, SODASS SICH AUCH JUGENDLICHE AUS SOZIAL SCHWACHEN FAMILIEN EINE MITGLIEDSCHAFT LEISTEN 
KÖNNEN?

Zuallererst wird es auf die Stärkung der bestehenden Vereinslandschaft ankommen. Da diese 
von bürgerschaftlichem Engagement abhängen, wird die hallesche Kommunalpolitik mit ihren 
begrenzten finanziellen Ressourcen nur im Ausnahmefall direkt Einfluss nehmen können. Zum 
Teil geschieht dies allerdings auch über städtische finanzielle Förderung über die jährliche Ent­
scheidung zur Fördermittelvergabe in den Bereichen Sport,  Jugendhilfe und Kultur.  Wichtig 
wird auch sein, dass die Angebote stärker bekannt gemacht und an interessierte Jugendliche 
vermittelt werden.

Für finanziell schlechter gestellte Familien gibt es seit 2011 das Angebot aus dem Bildungs- und 
Teilhabepaket eine monatliche Unterstützung für eine Aktivität in Höhe von 10 € zu erhalten. 
Auch hier gibt es derzeit keine ausreichende Öffentlichkeitsarbeit zu den bestehenden Möglich­
keiten. Hier sind Stadtpolitik und Stadtverwaltung gefordert. Weiterhin fordern wir, dass das 
Unterstützungsangebot „Halle-Pass“ wieder stärker in den Fokus der städtischen Politik rückt.  
Der Halle-Pass gewährt Vergünstigungen beispielsweise für Kurse am Konservatorium. Jedoch 
hängt ein solches Angebot stark vom kontinuierlichen städtischen Engagement ab, Partner und 
Angebote zu finden und zu halten, sowie auch die Kosten zu übernehmen. Weiterführende Ide­
en wie ein Sozialticket werden voraussichtlich eines langen politischen Atems für ihre Einfüh­
rung bedürfen.

3) Miteinander leben und voneinander lernen (Migration, Integration, Inklusion)

FRAGE 1: WERDEN SIE SICH FÜR DIE EINRICHTUNG EINES GENERATIONENTREFFS EINSETZEN? WIE?

Es gibt derzeit das Mehrgenerationenhaus Pusteblume in Halle-Neustadt. Einen akuten Bedarf 
an weiteren Generationentreffs können wir derzeit nicht ausmachen.

FRAGE 2: WELCHE SCHRITTE WERDEN SIE UNTERNEHMEN, UM EINE BESSERE INTEGRATION ALL DER 
UNTERSCHIEDLICHEN MENSCHEN, DIE IN HALLE LEBEN, IN SCHULEN UND KINDERGÄRTEN ZU FÖRDERN?

Integration beginnt in dem Moment, wo Menschen aus anderen Ländern und Kulturkreisen in 
unserer Stadt ankommen und absehbar für einen längeren Zeitraum bleiben werden. Bei Asyl­
bewerberInnen und Flüchtlingen stellt sich zunächst vor allem die Frage der Unterbringung. 
Wir geben in diesem Punkt dezentralen Wohnstandorten den Vorzug, um den Migrantinnen und 
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Migranten ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen und damit ihre Integration in 
die Stadtgesellschaft zu befördern. Dazu gehört aber auch ein engmaschiges Unterstützungs-  
und Beratungsnetz.

Eine wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Integration liegt im Erlernen der deutschen 
Sprache. Um fortlaufend überprüfen zu können, wie erfolgreich wir es schaffen Menschen in  
Halle zu integrieren oder an welchen Stellen es eben noch nicht so gut gelungen ist, hat sich 
die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der aktuellen Wahlperiode für ein sogenanntes 
Indikatorensystem stark gemacht. Anhand verschiedener Indikatoren z.B. Anzahl ausländische 
bzw. fremdsprachige Kinder in Kitas, Schulabschlüssen oder Wohnstandorten bei Migratinnen 
und Migranten kann der Integrationsverlauf nachverfolgt werden. Hier müssen wir anknüpfen 
und bei Defiziten mit Maßnahmen auch in Schulen und Kindergärten gegensteuern.

FRAGE 3: INWIEFERN SPIELT DER AUSTAUSCH BZW. DAS KENNENLERNEN VERSCHIEDENER KULTUREN EINE ROLLE IN 
IHRER POLITISCHEN ARBEIT?

Die Kenntnis von und Erfahrung mit anderen Kulturkreisen spielt auch in der kommunalpoliti­
schen Arbeit eine Rolle. Hier gilt es, sich regelmäßig mit den VertreterInnen des Ausländerbei­
rats und den anderen halleschen Migrantenorganisationen auszutauschen.

4) Natur und Umwelt

FRAGE 1: SETZEN SIE SICH FÜR MEHR GRÜN UND MEHR BÄNKE AUF DEM SCHULHOF EIN? WO SEHEN SIE FÜR SICH 
ALS KOMMUNALPOLITIKER_IN GESTALTUNGSMÖGLICHKEITEN?

Unbedingt. Wir Grüne fordern schon seit langem, auf die Versiegelung von Schulhöfen zu ver­
zichten und, wo möglich, zubetonierte Flächen – bspw. im Rahmen von gesetzlich geforderten 
Umwelt-Ausgleichsmaßnahmen – zu entsiegeln,  damit  dort  mehr Grün angepflanzt  werden 
kann. Mehr Bänke erhöhen tatsächlich die Aufenthaltsqualität auch auf Schulhöfen.

FRAGE 2: UNTERSTÜTZEN SIE REGIONALEN GEMÜSE- UND OBSTANBAU? WIE GEDENKEN SIE DIES ZU TUN?

Auch hier gilt: Ja, unbedingt. Die Stärkung von regionalen Wirtschaftskreisläufen und Lebens­
mittelanbau ist seit je her wichtiges grünes Anliegen. Allein schon aus ökologischen Gründen 
halten wir dies für richtig, zudem können so lange Transportwege (und damit ein hoher klima ­
schädlicher Benzinverbrauch) vermieden werden. Weiterhin spielen Gärten eine zentrale Rolle 
als Erholungsorte und ermöglichen eine kostengünstige Selbstversorgung. Und außerdem pro­
fitiert jede/r Bürger/in von mehr Grün in der Stadt durch ein besseres Stadtklima.

Entsprechend setzen wir politisch uns nicht nur dafür ein, die Förderung der städtischen Klein­
gärten endlich auch finanziell zu untersetzen, sondern auch alle Initiativen zur Erweiterung 
des städtischen Grüns zu unterstützen. Auch in Nischen und neueren Ansätze wie urban garde­
ning in Brachen und Hinterhöfen. Hier setzen wir auf die Förderung durch Vermittlung sowie 
Akzeptanz. Ermäßigte Gebühren für regionale Erzeuger auf dem Wochenmarkt und die Unter­
stützung des regelmäßigen Bioabendmarktes gehören auch dazu.  
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5) Straße und Verkehr (Schulweg), öffentliche Plätze

FRAGE 1: SEHEN SIE DEN BEDARF, DASS ES MEHR ÖFFENTLICHE PLÄTZE GIBT, WO JUGENDLICHE WILLKOMMEN 
SIND? WERDEN SIE SICH DAFÜR IM STADTRAT STARK MACHEN?

Ja, den Bedarf sehen wir in der Tat. Auch Jugendliche brauchen Plätze in der Stadt zum „Abhän­
gen“. Für reine Spielplätze sind sie zu alt, zudem kommt es dann häufig zu Konflikten mit El­
tern von jüngeren Kindern, weil unterschiedliche Ansprüche und Bedürfnisse an den Ort beste­
hen. Ausreichend öffentliche Plätze für Jugendliche müssen bei der Freiraumplanung der Stadt 
mitgedacht werden.

FRAGE 2: WARUM WERDEN SPIELPLÄTZE ABGERISSEN, OHNE DIE KINDER ZU FRAGEN (Z.B. AM KLEINEN TEICH)? 
WELCHE ALTERNATIVEN SEHEN SIE, SPIELPLÄTZE ZU ERHALTEN UND ZU MODERNISIEREN, OBWOHL DIE 
STÄDTISCHE KASSE DIES SCHEINBAR NICHT ZULÄSST?

Grüne Forderung ist die umfangreiche Beteiligung Kinder und Jugendlicher an der Planung für 
Spiel- und Freizeitflächen. Auch die Informationspolitik bei manchmal nötigen Sperrungen aus 
Sicherheitsgründen oder für Reparaturen muss verbessert werden, dafür werden wir uns weiter 
einsetzen. Immer wieder kommt es zu (Teil)-Sperrungen von Spielplätzen, weil der bauliche Zu­
stand von  Spielgeräten  ein  Sicherheitsrisiko  darstellt,  so  prüft  z.B.  der  TÜV  regelmäßig  die 
Spielgeräte und veranlasst Sperrungen, wenn Mängel vorliegen. Zum Teil dauern Sperrungen 
dann länger an, weil die Schadenssumme recht hoch ist und nicht sofort von der Stadt zur In­
standsetzung bereitgestellt werden kann. Da die Stadt in der Vergangenheit recht wenig Geld 
für die Sanierung von Spielplätzen zur Verfügung hatte, ist nun über die Jahre ein „Sanierungs ­
stau“ entstanden. Das bedeutet, dass viele Spielplätze „in die Jahre“ gekommen sind, aber nun 
nicht für alle gleichzeitig Geld da ist. 

Uns ist wichtig, dass bevorzugt Spielplätze in Stadtgebieten mit vielen Kindern oder Spielplätze, 
die eine besondere Attraktivität darstellen, bevorzugt bei der Sanierung berücksichtigt werden. 
Teilweise muss allerdings die Notwendigkeit der Ausstattung mit sehr teuren Spielgeräten in 
Frage gestellt werden, kostengünstige naturnahe Gestaltungen mit  Findlingen, Baumstämme 
etc. können gerade bei Kleinkindern ebenso spannende Spielerlebnisse ermöglichen. Zurück­
gebaut (Abgerissen) werden Spielplätze, die von der Stadt unterhalten werden, grundsätzlich 
nur in Bereichen, wo sie tatsächlich nicht mehr benötigt werden, weil die Bewohnerstruktur 
sich verändert hat. Auf die Handhabe von „Privaten“ (z.B. Wohnungsunternehmen, Kleingar­
tenvereinen) hat die Stadt leider keinen ausreichenden Einfluss. Im konkreten Fall des Spiel­
platzes „Am kleinen Teich“ ist eine Erneuerung für 2016 vorgesehen. Leider besteht nur in be­
stimmten Gebieten der Stadt Aussicht auf Fördermittel für Spielplatzmaßnahmen.

FRAGE 3: KÖNNEN SIE SICH VORSTELLEN, SCHÜLER_INNEN KOSTENLOSE PARKPLÄTZE WÄHREND IHRER SCHULZEIT 
UND IN DER NÄHE IHRER (BERUFS-)SCHULEN ZUR VERFÜGUNG ZU STELLEN? WAS WERDEN SIE DAFÜR 
TUN?

An dieser Stelle werden wir wohl nicht zusammenkommen. Für uns sind die Schulhöfe selbst 
wichtige Bestandteile des Lern- und Lebensorts Schule, daher halten wir eine Nutzung als Park­
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plätze für falsch. Weiterhin haben wir grundlegend andere Vorstellungen von zeitgemäßer Mo­
bilität und wollen aus finanziellen, ökologischen und gesundheitlichen Erwägungen heraus 
lieber ÖPNV sowie Fuß- und Radverkehr fördern.

Auch wenn uns bewußt ist, dass diese Haltung Probleme für Berufsschüler/innen mit längeren 
Anfahrtswegen bedeuten kann, hat die Schaffung zusätzlichen Parkraums für diesen Zweck für 
uns keine Priorität. Finanzmittel für unsere Schulen fehlen an so vielen Stellen, wir wollen die 
wenigen verfügbaren Gelder lieber in einen guten Gebäudezustand & eine zeitgemäße  ausrei­
chende Ausstattung stecken als in Beton für neue Parkplätze.

6) Veranstaltungen und Konzerte

FRAGE 1: HABEN SIE MASSNAHMEN GEPLANT, UM DAS CHARLOTTENCENTER ALS KULTURELLEN TREFFPUNKT FÜR 
JUGENDLICHE ZU ERHALTEN? WELCHE?

Natürlich verstehen wir,  wie wichtig das Cinemaxx-Kino für die  Freizeitgestaltung vieler Ju­
gendlicher in unserer Stadt ist und würden es gerne in der Stadt halten, auch wenn der Stand­
ort Charlottencenter nicht optimal liegt. Gleichwohl besteht das Problem, dass der Standort zu 
allererst von den Entscheidungen der privaten Grundstücksbesitzer und Einrichtungsbetreiber 
abhängt. Selbst wenn unsere Stadt freie finanzielle Mittel hätte, würden wir sie aus politischen 
Erwägungen wohl  nicht  an dieser Stelle  einsetzen (sondern eher  für Schulen,  Jugendclubs, 
etc.), sondern auf indirekte Effekte von politischem Handeln und vermittelnde Gespräche durch 
die Stadtverwaltung setzen, um bspw. die nötige Anpassung von Mietpreisvorstellungen an die 
hallesche Realität herbeizuführen.

FRAGE 2: WIE WERDEN SIE SICH DAFÜR EINSETZEN, EIN KULTURELLES ANGEBOT (Z.B. MEHR OPEN-AIR-PARTYS) ZU 
SCHAFFEN, UM DIE STADT ATTRAKTIVER FÜR JUGENDLICHE ZU MACHEN?

Mit dem Angebot für Spontanpartys verfügt die Stadt bereits über ein sehr freizügiges Open-Air-
Party-Angebot, welches versucht die berechtigten Wünsche nach Events einerseits und Lärm­
schutz andererseits  zu berücksichtigen.  Veranstaltungen kommerzieller Art  können von der 
Kommunalpolitik grundsätzlich nicht  beeinflusst  oder initiiert  werden, sondern unterliegen 
dem marktwirtschaftlichen System von Angebot und Nachfrage. Die Rahmenbedingungen für 
die Durchführung von Veranstaltungen beispielsweise auf der Peißnitzinsel lassen Open-Air-
Veranstaltungen in gewissem Umfang zu, diese Spielräume können von Veranstaltern genutzt 
werden.
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